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Von den FHronten
gerlin, 10. Dez. Am 9. Dezember war in Flandern

ſas feindliche Artilleriefeuer zwiſchen Blankaartſee und Hout-
lſterWald lebhaft und mehrfach zu Feuerüberfällen geſteigert.
Abend erhielt die Stadt Dixmuide und die Gegend füdlich
Ortes lebhaften Veſchuß. Zwiſchen Blankaartſee und Pas-

endaele hielt das lebhafte Artilleriefeuer auch nachts über an.
Südweſtlich vou Caumubrai verlief der Vormittag bei

ſglechter Sicht und Regen ohne beſondere Kampftätigkeit. Erſt
n Nachmittag wurde das Störungsfeuer auf unſere Gräben leb-
pafter und hielt auch beiderſeits der Straße Ar ras-Cambrai
je Nacht über an. Jn Patrvuillenkämpfen wurden ſüdlich der
gativnalStraße BapaumenCambrai den Engländern
peitere Grabenſtücke entriſſen. Während nördlich La Vacquèrie
in gegen Abend erfolgter engliſcher Vorſtoß im Nahkampfe unter
ztheblichen Feindverluſten abgewieſen wurde.

Heſtlich der Maas nahm zwiſchen CaurièxesWald bis
gezonvaux die feindliche Artillerietätigkeit zu und erreichte gegen
ghend erhebliche Stärke. Am 10. Dezember hat ſeit 7 Uhr vor-
mittags das feindliche Feuer erneut in großer Stärke eingeſetzt.

Am Piavedelta entriſſen ungariſche Honvedtruppen
hen Jtalienern den Brückenkopf ſüdlich von Capo Sile.

Die Revolution in Portugal
Liſſabon, 10. Dez. Das revolutionäre Komitee ſetzt ſich

zuſammen aus Sidoniga Paes, Machado dos Santos und
Kapitän Feliciano Co ſt a. Machado dos Santos wird heute abend
hier erwartet. Es verlautet, daß anläßlich der Proklamierung
jer neuen Regierung die Abſetzung des Präſidenten der Republik

tm des Pa 8 d ret ekanntgegebener

dent der Republik werden.

vweiligen Regierung angeſchloſſen hätten.
Aus London wird gemeldet, daß der revolutionäre Ausſchuß

in Oporto ſich zuſammenſetze aus dem Oberſt Melchior Figu-
ring, Leutnant zur See Triſtao Paesgi, Guerido und aus Carlos
Pareira. Affonſo Coſta und Auguſto Soares, ſowie die Regi-
mentskommandeure der Beſatzung ſeien dort verhaftet und die
Vehörden abgefetzt worden; doch herrſche dort Ruhe.

Liſſabon, 9. Dezember. (Havas.) Der Revolution s-
ausſchuß befahl die Befreiung der politiſchen Gefangenen,
ſtelle die Freiheit der Preſſe wieder her, ermächtigte die Jour

ausgewieſen worden
und machte den Ausweiſungs-

Der Ausſchuß bekräftigt
waren, wieder zurückzukehren
befehl gegen die Prälaten rückgängig.

ſeine unbedingte Anerkennung der Verpflichtungen der vorigen
Regierung und bewahrt die Treue zum Bündnis mit England
und den Nationen, die gegen Deutſchland kämpfen.

Was die Maximaliſten beabſichtigen ſollen
Bern, 9. Dez. Pariſer Blätter veröffentlichen fol

gende ſichtlich inſpirierte Meldung: Die bisherigen Unter-
handlungen zwiſchen den Maximaliſten und den
Deutſchen haben keine nennenswerten Ergebniſſe gehabt. Die
Maximaliſten beabſichtigen, im gegebenen Augenblick die Unter-
handlungen mit Deutſchland abzubrechen, und ein all ge-

mit der
Aufforderung an die Alliierten, ſich dieſem anzuſchließen. Auf
eine Weigerung der Alliierten hin würden die Maximaliſten ſich
für berechtigt und frei erklären, über einen Sonderfrieden
zu ver handeln und einen ſolchen abzuſchließen.

Auihebung des Grundeigentums in Rußland
Petersburg, 10. Dez. („Central News“Meldung.)

die Moximaliſen- Regierung hob in einer Proklamation jeden
erklärte den Grund und

8soden für Staatseigentum.
Das unabhängige Finnland

Stockholm, 10. Dez. Telegramme aus Helſingfors via
Häparanda beſtätigen, daß die neue bürgerliche Regie-
rung Finnland s mit Svinhufvud, dem Führer der ſchwe-
diſchen Volkspartei als Präſidenten, die volle Unabhängig-
keit proklamiert hat. Falls dieſer Verfaſſungsvorſchlag end-
gültig angenommen wird, wird Finnland wahrſcheinlich die
demokratiſchſte Republik der Welt werden. Nach der

abgegebenen Unabhängigkeitserklärung nimmt das finniſche Volk
ſein Schickſal in eigene Hände. Der Beſchluß ſoll vom Landtag
einſtimmig gefaßt ſein, nachdem die Sozialiſten ihre Obſtruktion
aufgegeben haben. Finnland erwartet zuverſichtlich, daß die
Mächte die Unabhänggikeit des Landes anerkennen.

Entente-Lſgen über Rußland
Petersburg, 10. Dez. Die von der Agence Havas, dem

Keuterſchen Büro und zum Teil von Berichterftattern der Preſſe
der Alltierten gebrachten Meldungen von einer Loſstrennung
a irens- des Kauknfus und der Krim ſind vollkommen
tlogen.

9196000 Tonnen ſeit Dezember 1916 verſenkt

Die gewalt ge U-Bootbeute ſeit Dezember 1916
Berlin, 10. Dez. Seit Ablehnung des deut-

ſchen Friedensangebotes vom 12. Dezember 1916
verlor die Entente trotz ihrer vielfachen Ueberlegen-
heit an Zahl und Material an die Mittelmächte im ganzen
über 430000 Gefangene und über 4000 Ge-
ſchütze. Die ungeheuren wirtſchaftlichen und
militäriſchen Werte, die ſich außerdem durch Be-
ſetzung weiteſter Strecken reichſten feindlichen Gebietes und
Erbeutung ungeheuren Kriegsgeräts ergaben, laſſen ſich in
Zahlen nicht annähernd ausdrücken. Von Mitte Dezember
1916 bis Mitte Dezember 1917 wurden außerdem insgeſamt
9196000 Brutto-Regiſter- Tonnen verſenkt.

Abendbericht des Großen Hauptquartiers
Berlin, 10. Dez., abends. (Amtlich.) Von den

Kriegsſchauplätzen nichts Neues.

Der öſterreichiſche Generalſtabsbericht
Wien, 10. Dez. Amtlich wird verlautbart:

Oeſtlicher Kriegsſchauplak

Die Verbündeten haben mit den zwiſchen
Dnjeſtr und der Donau-Mündung ſtehenden ruſſiſchen
und rumäniſchen Armeen der rumäniſchenFront e fenſtill ſtand akgeſchloſſen

Italieniſcher Kriegsſchauplatz
An der Piave-Mündung entriſſen Sturm-

truppen des Deeſer-Honved-Jnfanterie- Regiments Nr, 32
dem Feinde den Brückenkopf von Breſſanin; es
wurden ſechs italieniſche Offiziere und 228 Mann gefangen
genommen und zehn Maſchinengewehre erbeutet.

Der Chef des Generalſtabes.

Die feindlichen Luftangriffe auf das deutſche
Heimatgeb et im Monat November

Berlin, 10. Dez. Amtlich. Der Feind unternahm im No
vember zwei Bombenangriffe gegen das deutſche Heimat-
gebiet. Der eine Angriff fand am Allerheiligen-Tage ſtatt und
richtete ſich gegen friedliche Städte und Dörfer in Baden und der
Pfalz. Der zweite Angriff hatte das lothringiſch-luxemburgiſche
Induſtriegebiet zum Ziele. Eine Frau wurde durch Bomben-
ſplitter leicht verletzt. Sachſchaden wurde in ganz geringem Um
fange, militäriſcher Schaden überhaupt nicht verurſacht. Der
Feind büßte den Angriff am Allerheiligen-Tage mit dem Verluſt
eines Flugzeuges, das brennend abgeſchoſſen wurde. Ein zweites
Flugzeug wurde durch unſere Abwehr jenſeits der Linien zur
Landung gezwungen.

Der Arbeitsplan des Abgeordnetenhauſes
Berlin, 10. Dez. Der Aelteſten- Ausſchuß des

Abgeordnetenhauſes iſt ſich in ſeiner heutigen Sitzung
dahin ſchlüſſig geworden, die Wahlrechts vorlage jeden-
falls morgen, Dienstag, zu Ende zu bringen. Mittwoch wird der
Antrag Fuhrmann betreffs die Vaterland spartei auf die
Tagesordnung geſetzt werden. Am Donnerstag wird die Be-
ſprechung der Kohlenfrage beginnen und am Freitag ſollen
beſtimmt, auch wenn die Beſprechung der Kohlenfrage nicht zu
Ende geführt worden iſt, die Anträge betreffend Teuerung s-
zulage erledigt werden. Das Haus wird am Freitag in die
Weihnachtsferien gehen. Die nächſte Sitzung ſoll am 15. Januar
1918 ſtattfinden. Es wurde jedoch der Wunſch geäußert, daß die
Wahlrechts kommiſſion ſchon die Zeit vor dem 15. Jan.
ſich für ihre Beratungen nutzbar machen möge.

Für unabhängig erklärtes Varſchkirengebiet
Kopenhagen, 10. Dez. „Berlingske Tidende“ meldet

aus Haparanda: „Pravpda“ zufolge beſchloß der Baſchkiren-
Kreisrat unter Zuſtimmung der Garniſon Orenburg, das zu
den Gouvernements Orenburg, Ufa, Perm und Samara gehörige
Baſchkirengebiet für unabhängig zu erklären. Am
21. Dezember wird die verfaſſunggebheunde Nationalverſammlung
der Baſchkiren in Orenburg zuſammentreten. „Pravda“ meldet
weiter, daß aus Charbin ein Telegramm eingetroffen ſei,
wonach chineſiſche Truppen ganz unerwartet in die
Stadt eingerückt ſeien, nach Ausſagen chineſiſcher Offi-
ziere, um die dortigen Chineſen zu beſchützen. Das Blatt meldet
weiter, daß eine japaniſche Abteilung in Wladiwoſtok
gelandet ſein ſoll.

Auf eine Mine gelaufen
Amſterdam, 10. Dez. Hier traf die Nachricht ein, daß

der niederländiſche Dampfer „Ludg“ am Donnerstag an ber engliſchen Küſte auf eine Minegelaufen und geſunken iſt.
Der Dampfer hätte einen BruttoJnhalt von 1140 Tonnen

Geſchäftsſtelle in Berlin und Berlmer Schriftleitung:
Bernburger Straße 30. Fernrur Amt Kurfürſt Nr. 629

Druck und Verlag von Otto Thiele. Halle (Saale,

Der Staatsmann Stein
Wenn der Name Stein in Verbindung mit einem

Staatsmann genannt wird, ſo tritt vor unſere Augen das
Bild des großen Deutſchen vor hundert Jahren, mit dem
den neuen Staatsſekretär allerdings nicht die Bande des
gleichen Geſchlechtes, ſondern nur des Nanens verknüpfen,
das Bild des Reichsfreiherrn von und zum Stein. Dieſe
Name iſt für uns das Sinnbild der Aufgabe und der
Leiſtung ſeines Trägers. Wir find gewohnt, die Aufgabe
des preußiſchen Miniſters von Stein als eine rein politiſche
anzuſehen, galt es doch vor hundert Jahren durch Frei-
machung aller politiſch wertvollen Kräfte den preußiſchen
Staat nach dem Zuſämmenbruch aufzurichten und zum
Widerſtand gegen den äußeren Feind wieder
machen. Auch dieſe Aufgabe, an deren Erfüllung Stein
großen Anteil gehabt hat, harrt heute wieder, wenn auch in
anderem Sinne, einer ganzen Löſung. Jndeſſen ſind wir
leicht geneigt zu vergeſſen, daß über dieſe Aufgabe hinaus
ſich der Reichsfreiherr von Stein noch vor eine andere Auf-
gabe geſtellt ſah, nämlich vor die der Neuregelung des Ver-
hältniſſes von Staat und Wirtſchaft. Vor derſelben Auf-
gabe ſteht heute der Mann gleichen Namens, der an die
Spitze des neuen Amtes berufen wurde. Es iſt die Aufgabe
des Reichswirtſchaftsamtes.

Die Wirtſchaft, die der Reichsfreiherr von Stein vor
fand, war eine ſtaatlich überwachte, in Privilegien ge-
bundene. Stein hat ſie aus dem Zuſtand der Erſtarrung
gelöſt, indem er ihr die Freiheit gab, ſich ſelbſt zu organi-
ſieren. Weitſchauend fah er, daß ein Staat geſunde Wirt-
ſchaftspolitik nur treiben könne, wenn er die Wirtſchaft ſich
frei entwickeln und ſich ſelbſt von unten her aufbauen ließ
Ja, er ging noch einen Schritt weiter. Er wollte aus den
Bedürfniſſen der Wirtſchaft heraus die ſtaatliche Wirt
ſchaftspolitik entſtehen lafſſen, ein für ſeine Zeit unendlich
kühner Gedanke. Daher war es ihm darum zu tun, den
Vertretern des wirtſchaftlichen Lebens Gelegenheit zu
geben, an der Staatsverwaltung teilzunehmen, mißtraute
er doch dem von Sachkenntnis nicht geübten Geiſt des
Bürokraten, dem er Deputationen, die aus Männern des
praktiſchen Lebens gebildet ſein ſollten, zur Seite ſetze
wollte. So fehen die Grundgedanken aus, die in dem be-
ſchloſſen ſind, was wir heute die Steinſche Selbſtverwaltung
nennen. Sie ziehen ſich wie ein roter Faden durch ſein
ganzes Werk und haben die bekannten fruchtbaren Folgen
gezeitigt.

Heute iſt das Verhältnis von Staat und. Wirtſchaft ein
anderes geworden. Groß und gewaltig hat ſich im 19. und
20. Jahrhundert die von den Feſſeln der Bevormundung
befreite Wirtſchaft erhoben. Gleichberechtigt ſteht fie dem
Staate gegenüber. Und wieder iſt die Frage des, Verhält-
niſſes beider zueinander brennend geworden. Der Krieg
hat die Notwendigkeit gezeigt, daß der Staat wieder größe-
ren Einfluß auf die Wirtſchaft erhält, die ſogenannte
Uebergangswirtſchaft wird ihn nicht entbehren können. Vor
allem wird in den kommenden Jahren der Friedenswirt-
ſchaft, in denen wir unter den ſchwierigſten Bedingungen
werden arbeiten müſſen, der Staat Bedacht auf die Wirt-
ſchaft nehmen müſſen, daß ſie ſtark und ſtärker als zuvor
in der Welt daſtehe, eine Erkenntnis, die in weiten Kreiſen
zum Durchbruch kommt. Daß es heute noch mit dem Wohl
des Vaterlandes vereinbar iſt, die Entwicklung der Wirt-
ſchaft einzig und allein dem freien Spiel der Kräfte zu
überlaſſen, wird im Ernſt kaum einer behaupten wollen
Es wird eine der Hauptaufgaben des Staates ſein, aktive
Politik auch. auf dem Gebiet der Wirtſchaft zu treiben
Vielerlei Wege laſſen ſich denken, die geeignet ſein könnten
eine ſolche vorzubereiten, doch gangbar ſcheint nur einer.
Es iſt nicht der der Staats wirtſchaft. Das muß allen
Anhängern einer ſolchen gegenüber betont werden. Das
freie Spiel der Kräfte dürfte ſich nur zum Unſegen unſerer
Volkswirtſchaft ganz ausſchalten laſſen. Kein Zurück iſt
denkbar auf die Bahn der ſtaatlich bevormundeten Wirt:
ſchaft wie vor den Tagen des Reichsfreiherrn von Stein
Der Staatsſozialismus wäre ein Rückſchritt. Was not tut,
das iſt, 2en Gedanken der Selbſtverwaltung in der Wirt-
ſchaft, wie ſie Stein vorausgeahnt hat, zu bauen und zu
denken. Die Wirtſchaft men Ve Freiheit haben, ſich auf-
zubauen, ſich ſelbſt zu organiſieren, C ſie Beſtand haber
in den Stürmen, die kommen werden und will fie eine
Volkswirtſchaft in dem Sinne ſein, daß ihr Nutzen allein
dem Volke, das für ſie arbeitet, zugute kommt. Jndeſſen
muß ſie ſich organiſieren wollen darf ſich nicht mehr den
L innerer Kämpfe leiſten. Auf dieſe Wege dernet ieuen Er wird der Führer ſein im
inneren wie nach die Wege aeigt, der ſie vor allam
in ſtärkere Maße, als es vor dem Kriege geſchehen iſt, nachaußen vertritt, eine Rieſenaufgabe, i e e

fähig zu

e

a

h e

e



Reichsamt hre Löſung finden ſoll. Der Mann, der ſie
durchführen ſoll, muß ein ganzer Mann ſein, und er muß
ſich einerſeits des verſtändnisvollen Mitarbeitens aus dem
Kreiſe der führenden Leute des Wirtſchaftslebens er
freuen, andererſeits bei dem Aufbau ſeines Werkes die
Schranken der Bureaukratie zu zerbrechen vermögen, die
ſtets eine halbe Arbeit zu tun geneigt iſt.

„Wir ſehen die treibenden Kräfte des Wirtſchaftslebens
organiſiert und in Harmonie mik dem neuen Amt, das ſich
ihres ſachverſtändigen Rates bei der Führung ſeiner Poli-
tik bedient, wir ſehen eine Behörde, die auch in ihrer
inneren Struktur die Vorzüge der Bureaukratie mit denen
der Organiſationen des Wirtſchaftslebens verbunden zeigt.“
So würde der Stein vor hundert Jabren, wenn er heute an
die Spitze des Reichswirtſchaftsamtes berufen worden wäre,
ſich ſeinen Bauplan entworfen haben.

Möge es von ſegensreicher Bedeutung für unſer Volk
und unſere Wirtſchaft ſein, daß wieder ein Stein vor eine
große Aufgabe unſerer Politik geſtellt iſt. R. M.

Die bulgariſche Preſſe
gegen den Hetzer Wilſon

Die bulgariſche Preſſe weiſt mit Beſtimmtheit
den neuen Verſuch Wilſons, ſich in die Angelegenheiten der
Glieder des Bundes der Mittelmächte einzumiſchen zurück
und ſtellt feſt, daß der auf die nationale Würde Bulgariens
durch den Präſidenten der Vereinigten Staaten gemachte
Angriff, der Bulgarien als Werkzeug Deutſchlands bezeich
net, nur bewirkt hat, das Gefühl der Zuſammenge-
hörigkeit mit den Verbündeten zu ſtärken,
die tapfer Seite an Seite mit den bulgariſchen Truppen
kämpfen, um Bulgarien zu helfen, ſeine nationale Einheit
zu verwirklichen, ebenſo wie Bulgorien durch ſeine Haltung
dazu beiträgt, ſie bei der Verteidigung ihrer eigenen
Vaterländer zu unterſtützen.

„Mir“ ſchreibt: „Wilſon empfiehlt die Befreiung der
Bulgaren, Türken, Oeſterreicher, Ungarn und Deutſchen
durch deren Zugrunderichtung und Zerſtörung. Sie alle
müßten, um die Freiheit zu erlangen, zunächſt zerſtört
werden.“

„Kambana“ meint: „Auf der Welt iſt
größerer Heuchler, als der höchſte Vertreter der
amerikaniſchen unerſättlichen, grauſamen Milliardäre. Aus
Furcht vor einem Sonderfrieden mit Rußland, der einen
ſiegreichen allgemeinen Frieden für den Vierbund im Ge-
folge haben könnte, verſpricht Wilſon heute, ſeine ſämtlichen
Menſchen und materiellen Kräfte für den Kampf zu
Deutſchlands Vernichtung aufzubieten. Obwohl wir nie-
mals Feinde der Amerikaner geweſen ſind, iſt Amerika
heute gegen uns, weil wir eine Stütze Deutſchlands in dem
großen blutigen Kampfe gegen den engliſch- amerikaniſchen
Expanſions-Kapitalismus ſind. Heute nimmt Amerika die
letzte Heuchlermaske ab. Wilſon will unſere natio-
nale und politiſche Würde beleidigen, uns deutſche Werk-
zeuge nennend. Die Wirkung iſt aber eine gegenteilige
und veranlaßt uns, völlige Einmütigkeit mit den Bundes
genoſſen zu zeigen. Er zwingt uns ſogar, was wir bisher
verſchwiegen haben, laut zu verkünden: Wir kämpfen in
der Dobrudſcha, Walachei und Mazedonien in treuer
Waffenbrüderſchaft mit Deutſchen, Oeſterreichern, Ungarn

und Türken nicht nur gegen die Heere des Ententevölker-
gemiſches, ſondern auch gegen Amerikas Kriegs
induſtrie. Amerikaniſche Geſchütze und Granaten ſind
Tag und Nacht gegen uns in Tätigkeit. Wir hätten die
Beziehungen mit Amerika nicht abgebrochen. Bisher wurde
von unſerer Seite kein derartiger Schritt unternommen,
trotzdem Amerika jede Ausfuhr nach Bulgarien unter-
bunden hat und die Rückkehr jedes Bulgaren
verbot. Nunmehr erklärt ſich Amerika in Wort und
Tat als unſer Feind. So wird es das Werkzeug der
Entente. Auch wir ſollten ein Opfer der Entente werden,
wie aus den Geheimverträgen erſichtlich iſt. Durch den
Anſchluß an die Zentralmächte blieben wir vor
dem Verderben bewahrt. Der Siegeslauf des
Vierbundes wird nicht durch den Hetzruf Amerikas
beeinträchtigt.“

„Echo de Bulgarie“ ſchreibt: „Wilſon legt ſich die Rolle
des Herkules zu, der im Begriff ſteht, in die Höhle des
wilden Tieres einzudringen. Die Haltung iſt ſchön, aber
fie würde ein wenig lächerlich ſein, wenn ſie nicht ſo ſehr
traurig wäre. Wenn man uns teilnehmen laſſen will
an dem Geſchick unſerer Verbündeten und wenn wir noch
eine Kriegserklärung über uns ergehen laſſen müſſen, dann
werden wir ſie mit Gleichmut aufnehmen. Jmmerhin
könnte es Wilſon ſehr gut vermeiden, Ausdrücke zu ge-
branuchen, die unſere Achtung verletzen, indem er uns Werk
zeuge und Vaſallen Deutſchlands nennt. Bulgarien iſt in
dieſen Krieg eingetreten, um ſeine nationale Ein
heit zu verwirklichen, wie es dem Rechte der Völker, über
das eigene Geſchick zu beſtimmen, entſpricht, und was ja
auch einer der Grundſätze Wilſons iſt. Da die Entente
dieſen Erundſatz nicht auf die Völker des Balkans an-
wenden wollte, die Mittelmächte dies aber zugeſtanden, ſo
iſt es nur natürlich, daß Bulgarien an ihrer Seite kämpft.
Und es tut dies mit allen ſeinen Kräſten und mit voller
Genugtuung über die erzielten Ergebniſſe Es iſt glücklich,
den richtigen Weg erwäblt zu haben und ſtolz darüber,
ein Glied mit gleichen Rechten in einem Bunde von
Großmächten zu ſein.“

Engliſche Verleumdung der Schweizer Preſſe
Bern, 10. Dez. Der Vorſtand des Vereins der

Schweizeriſchen Preſſe hat in ſeiner Sitzung vomv. Degember Kenntnis genommen von einem Artikel der

„Times“ vom 27. November, der ſich mit dem deutſchen
Einfluß in der Schweiz befaßt. Jn dem Artikel ſtellt das
Londoner Blatt die Behouptung auf, daß mit Ausnahme
eines halben Dutzend deutſch-ſchweizeriſcher Blätter, davon
zwei in Baſel und eines in Zürich jedes dentſch-ſchweize
riſche Blatt entweder in deutſchem Beſitze ſei oder von
Deutſchland in freigebiger Weiſe ſubventioniert
werde. Gegenüber dieſer unqualifizierbaren Verleum-
dung dor Schweizer Preſſe erhebt der Vorſtand in ent
ſchiedenſter Weiſe Proteſt. Die Unbeſtech lichkeit war
ſeit jeher der Stolz r Schweizer Preſſe, auf deren An
Regeuve ſie auch der heutigen Zeit vollen Anſpruch
er

kein

Preußiſcher Landtag.
Abgeoronetenhaus.

Sitzung vom 10. Dezewber 1917.
Am Miniſtertiſche: Dr. Friedberg, Dr. Drews.
Praſtdent Graf v. SchwerinLöwitz eröffnete die Sitzung

im 11 Uhr 30 Minuten.
Auf der Tagesordnung ſtand die Fortſetzung der erſten

Beratung der
Wahlrechtsvorlage

und der Vorlagen betreffend Herrenhaus und Ver
fafſjungsänderung.

Abg. Herold (Zentr.): Wir können es im Gegenſatz zum
Abg. v. Heydebrand nur durchaus billigen, wenn der Reichs
kanzler vor dem Antritt ſeines Amtes eine Verſtändigung
mit den Mehrheitsparteien des Reichstages geſucht hat.
Wir ſtimmen ihm auch darin bei, daß er ſich für keinen Ver-
gewaltigungs und keinen Verzichtfrieden, ſondern für einen
Verſtändigungsfrieden ausgeſprochen hat. Es iſt nicht rich
tig, daß ein Teil meiner Freunde unbedingt gegen die Vor
lage iſt. Dr. Porſch hat geſagt, daß ein Teil von uns eine
Stellungnahme von den Verhandlungen der Kommiſſion
abhängig machen werde. Für die Wahlkreiseinteilung
muß nicht allein die Bevölkerungszahl, ſondern auch die
Fläche des Wahlkreiſes maßgebend ſein. Bei der Verhält
niswahl würde das Verhältnis der Wähler zu den Abge-
ordneten weſentlich gelockert werden. Die Beſtimmung
über den einjährigen Aufenthalt im Wahlbezirk halten wir
für gerechtfertigt. Eine Ausnahme könnte man für die
Kriegsteilnehmer machen, die nach ihrer Rückkehr gezwun-
gen ſind, ihren Wohnſitz zu wechſeln. Für das Herrenhaus
müßten weitere Kreiſe, als die in der Vorlage genannten,
das Präſentationsrecht erhalten, z. B. die Bauern und Ar-
beiter. Wir betrachten die drei Vorlagen als ein ein
heitliches Ganzes, die gleichzeitig in Kraft geſetzt
werden ſollen.

Abg. Dr. Wiemer (Volkspartei): Wir begrüßen die Er
klärung der Regierung, daß das Pluralwahlrecht für ſie
nicht annehmbar iſt. Verſuche, das gleiche Wahlrecht auf
eine andere Grundlage als die des Reichstagswahlrechtes
zu ſtellen, weiſen wir zurück. Wir begrüßen die Erklä. ung
des Vizepräſidenten des Staatsminiſteriums, daß alle ver-
faſſungsmäßigen Mittel eingeſetzt werden ſollen, um das
Königswort einzulöſen und die Vorlage unter allen Um
ſtänden zuſtandezubringen. Herr v. Bethmann Holl-
weg mußte durchaus nicht ſeine Stellung für erſchüttert
halten, als er ſich für das gleiche Wahlrecht einſetzte. Jhm
gebührt der dauernde Dank des Volkes, daß er die Krone
zur Wahlrechtsvorlage veranlaßte. Wir wiſſen auch dem
Grafen v. Hertling Dank, daß er ſich für die Vorlage
energiſch eingeſetzt hat. Herr v. d. Oſten ſagte, es ſei das
Recht der Krone, die Miniſter zu ernennen. Das Parla-
ment hat aber das Recht, die Eigenſchaften der für die
Stellen in Ausſicht genommenen Männer zu prüfen. Das
in dieſem Sommer eingeſchlagene Verfahren ſollte für alle
Zukunft beibehalten werden. Der Miniſter des Jnnern
hat in ehrlicher, warmherziger Überzeugung die Vorlage
begründet und nicht nur allgemeine Redensarten gemacht.
Der Wahlrechtskampf iſt ein Kampf um die politiſche Macht.
Mit der konſervativen Vorherrſchaft muß in Preußen ge
brochen werden. Der Mittelſtand, für deſſen Förderung
die Rechte ſo häufig ſpricht, hat unter dem geltenden Wahl
recht am ſchwerſten zu leiden er muß zum großen Teil in
der dritten Klaſſe wählen. Wir fordern das gleiche Wahl
recht als überzeugte Anhänger der demokratiſchen Staats
auffaſſung, wir fordern es beſonders nach den Erfahrungen
dieſes ungeheuren Krieges. Unzutreffend iſt der Vorwurf,
bei den Beſtrebungen, dieſe Vorlage durchzuſetzen, ſei die
Not des Vaterlandes ausgenutzt worden. Die Reform iſt
ein Ausdruck des Siegeswillens im Jnnern. Das Wahlrecht
iſt eine deutſche Schickſalsfrage. Die Vorlage bedeutet einen
erheblichen Fortſchritt. Die Wahlkreiseinteilung muß eine
gründliche Anderung erfahren. Die Zürückſetzung der groß-
ſtädtiſchen Bevölkerung und der Jnduſtrjezentren iſt zu be-
jeirigen, die Weinoritaten müſſen berückſichtigt werden. Auch
wir wunſchen eine Erweiterung der Frauenrechte, wollen
aber die Vorlage, die auf des Meſſers Schneide ſteht, nicht
mit dem Frauenwahlrecht belaſten. Die Vorlage bedeutet
Vertrauen zum Volk. Die Volksvertretung wird hinter
dem Träger der Krone nicht zurückſtehen und das Ver
trauen zum Volt durch die Tat beweiſen.

Abg. Lüdicke (Freikonf.): Wir haben unſere Bereitwil
ligkeit zur Mitarbeit an der Anderung des preußiſchen
Wahlrechtes erklärt, lehnen aber die Übertragung des
Reichstagswahlrechtes auf Preußen ab. Der Oſtererlaß
und der Erlaß vom 11. Juli entheben uns nicht unſerer
Pflicht zu prüfen, ob die Einbringung des gleichen Wahl
rechtes mit der geſchichtlichen Entwicklung Preußens zu
vereinbaren iſt. Wenn wir zu der Uberzeugung kommen,
daß das gleiche Wahlrecht die Stellung des Königtums ge
fährde, haben wir das Recht und die Pflicht, der Ausfüh-
rung der Erlaſſe mit allen verfaſſungsmäßzigen Mitteln ent-
gegenzuarbeiten. Es handelt ſich nicht um die Perſon des
Königs, ſondern um das Königtum als ſtaatliche Einrichtung.
Mit wenigen Ausnahmen lehnen wir das gleiche Wahlrecht
ab. Wir behalten uns unſere Stellungnahme vor, bis der
Geſetzentwurf aus der Kommiſſion zurucktommt, Das gleiche
Wahlrecht führt zum Parla mentarismus und zur, Revo
lution. Wir ſind entſchloſſen, mitzuarbeiten und das gleiche

Wahlrecht durch ein anderes, ein Pluralwahlrecht oder ein
berufsſtändiſches Wahirecht zu erſetzen. Dem Herren
hauſfe muß eine breitere Grundlage durch berufsſtändiſche
Vertretung gegeben werden. Die drei Geſetze müſſen durch
ein Manteigeſetz zuſammengefaßt werden. Es wird über-
aus ſchwer ſein, mit dem Miniſter des Jnnern zu einer
Verſtändigung zu kommen. Wir haben mit einer Auflöſung
des Abgeordnetenhauſes zu rechnen, fürchten ſie aber nicht.

Abg. Korfanty (Pole): Wir treten für das gleiche Wahl
recht ein. Die Reden der nationaliſtiſchen Abgeordneten
laſſen darauf ſchließen, daß neue Anſchläge auf die Rechte
der Polen beabſichtigt ſind. Bei den Friedensverhandlun
gen will man Polen ausſchalten. Man ſoll aber nicht ver
geſſen, daß 700 000 polniſche Arbeiter eingezogen worden
ſind. Sie haben Deutſchland den Krieg gewinnen helfen.
Wir erwarten, daß die Polen in der Kommiſſion ver-
treten ſein werden, und beantragen deshalb Erhöhung
der Mitgliederzahl auf 86.

Abg. Graef (Konſ.): Mit der Vorlage über die Zuſam
menſetzung des Herrenhauſes ſind wir im weſentlichen ein

verſtanden. Jede parteitſche Dindung müßte dem
hauſe fernbleiben. Wir hoſfen, daß das Abgeordne
vor einer rettungsloſen Demokratiſierung ben enhau
Der Vermehrung der Wahlkreiſe ſtimmen wir n tet wird

dikaliſierung des Landtagswahlrechtes muß auch Ka
Gemeindewahlen folgen, die wir nicht mitmachen
hätten gewünſcht, daß die Wahlreform bis nach de
verſchoben worden wäre. Das gleiche Wahlrecht t Ktit

als Mittel zur politiſchen Erziehung der Maſſen
werden. Kann die Staatsregierung es verantwort ben
Sozialdemokratie einen ausſchlaggebenden Einfluß g de
ſere Geſetzgebung einzuräumen? Wir wollen S un
preußiſche Eigenart nicht rauben laſſen. Was u die
Deutſchland geworden, wenn die preußiſche Disziplin
nicht zu jener unwiderſtehlichen Widerſtandskraft de
hätte, die jetzt ihre höchſten Triumphe feiert? ahie

Abg. Lippmann (Fortſchr. Vpt.): Wenn die Kirche d
Herrenhauſe vertreten iſt, ſo können wir auch
Schule nicht ohne Vertretung laſſen. Ebenſo verm
wir die Vertretung der Preſſe. Wir ſtehen in miſſen
großen hiſtoriſchen Moment. Die Krone Preußen n
vor die parlamentariſche Vertretung und fordert R et
das Volk. Die Krone führt, und Jhr (nach rechts) für
ſtand wird Jhnen nichts helfen. Die Krone ſetzt ſich der
herzig für die Vorlage ein; dem gegenüber verſch.
alle revolutionären Geſpenſter, die man an die Wand an

Beifall links.) malHierauf wurde die Weiterberatung auf Dienstg t
11 Uhr vertagt.

Schluß 44 Uhr.

Entſchädigungen für holländiſche Dampfer
Berlin, 10. Dez. Die „Nordd. Allg. Ztg.“ eDurch verſchiedene Zeitungen iſt vor einiger Zeit die an

teilung gegangen, daß nach einer Erklärung des nie
ländiſchen Miniſteriums des Aeußern die deutſche g.
gierung ſich verpflichtet habe, für den verſenhte
Dampfer „Blommersdyk“ und den beſchädigten Dampſe
„Ryndyk“ Schadenerſatz zu zahlen. Die Höhe d
Schäden ſei durch zwei Kommiſſare feſtgeſtellt worden d
denen einer durch die deutſche und der andere durch d
niederländiſche Regierung ernannt worden ſei. Nach v
„Telegraaf“ hat die deutſche Regierung für den
mersdyk“ eine Million und für den „Ryndyk“ 18
Gulden in holländiſchem Geld gezahlt. Die Nachricht trifft
zu bis auf die vom „Telegraaf“ angegebnen Summe

Wirklichkeit ſind der Reederei für die verſentt
„Blommersdyk“ 2 997 44495 Gulden und für den de
ſchädigten „Ryndyk“ 742 518,97 Gulden ausgezahlt worden

Uebereinkommen mit der rumäniſchen Regierung
Wien, 10. Dezember. Der „Politiſchen Korreſpondenz“

folge wurde mit der rumäniſchen Regierung ein Ue
einkommen getroffen auf eine ungehinderte Rückkehr öſter,
reichiſcher und ungariſcher bezw. rumäniſcherStaatsangehöriger in ihre Heimat, und zwar weibliche
Perſonen jeden Alters, männlichen Perſonen im Alter unter i
und von über 50 Jahren, Prieſtern jeder Konfeſſion und jeden
Alters, Zivilärzten und Zivilchirurgen jeden Alters.

Die Erkrankung des Gra'ſen Czernin
Wien, 10. Dez. Der Miniſter des Aeußern Graf

zu
ber

Czernin, der infolge eines leichten Unwohlſeins ſeine
beabſichtigte Berliner Reiſe aufzugeben gezwungen war,
muß auf ärztlichen Rat vorläufig das Bett hüten.

Haigs Stellung erſchüttert
Schweizer Grenze, 10. Dez. Wie der Zürcher Tage

anzeiger meldet, iſt die Stellung des Generals vHaig
infolge des Mißerfolges der Engländer bei Cambrai ernſtlich
erſchüttert. Zu ſeinem Nachfolger ſoll der jetzige Ober
befehlshaber in Paläſtina, General Alle nby, ernannt werden,

Veſtechung der Kerenskilente
Petersburg, 10. Dez. Die Zeitung des linken Flügele

der revolutionären Sozialiſten Snamja Truda hat von dem
ehemaligen Sekretär der Breſchko Breſchkowsky Wladimir
Nakrelof einen Brief erhalten. Jn dieſem Brief erklärt
Nakrelof, daß Breſchko Breſchkowsky aus amerikaniſchen
Kreiſen zwei Millionen Rubel erhalten habe, um
ſozialpatriotiſche Jdeen unter Mitwirkung des perſönlichen
Sekretörs Kerenskis Soskiſſe zu verbreiten.
Soskiſſe ſei auch der Vermittler zwiſchen Kerenski
und den Engländern geweſen.

Schweden und die Aaland-Juſeln
Stockholm, 10. Dez. Profeſſor Weſtmann, der im

Miniſterium Hammerſkjoeld Kirchenminiſter war, hielt
in Upſala eine Rede über das Verhältnis Schwedens zur
Aalandfrage. Er führte darin aus, daß Schweden ſo
gleich nach Abſchluß eines Waffenſtillſtandes zwiſchen
Deutſchland und Rußland die Entfernung der Befeſti
gungen auf den Aalandinſeln verlangen müſſe.

Neutrale Kirchenkonferenz
Stockholm, 10. Dez. Die vom Erzbiſchof von Upſala

und den Biſchöfen von Seeland und Kriſtiania einberufene
internationale nichtpolitiſche Kirchen konferenz von
ausſchließlich neutralen Geiſtlichen findet am
14. Dezember in Upſala ſtatt.

Ein engliſches Weißpapier
London, 10. Dez. Heute iſt ein Weißpapier mit dem

Schriftwechſel zwiſchen der britiſchen und der
nieder ländiſchen Regierung über die Frage an
jäßlich britiſcher zur Verteidigung bewaffneter Handels
ſchiffe in niederländiſchen Hafen veröffentlicht worden.

Franzöſiſcher Heeresbericht
vom 9. Dezember nachmittags. Tätigkeit beider Artillerien in
der Gegend nördlich Chavignon, auf dem rech en Aisne-Ufer und
im Walde von Apremont. Ein feindlicher Angriffsverſuch gegen
Bezonvaux verur achte ein lebhaftes Gefecht; der Feind wurde
mit empfindlichen Verluſten zurückgeſchlagen. Der A tillerie
kampf war in dieſer Gegend ziemlich ſtark, ebenſo in verſchiedenen
Abſchnitten des hinken Maasufers.

Engliſcher Heeresbericht
vom 9. Degember morgend: In der iehten Nacht war die ſein
liche Artille ie tätig ſüdlich Cambrai, auf dem rechten Scarpe
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ehm war Präſident der Koggenſtedtia.

hut geworden.

türdig gehalten habt, dieſem Verein vorzuſtehen.
heine, wir vereinigen uns als treue deutſche Männer, indem
ir uns ron den Sitzen erheben und rufen: Unſere „Koggen-
ſedtign“, Verein zur Gründung eines Kriegshafens in

herblick über die Kriegslage
uß.)

an wir nunmehr unſe. Augenmerk dem weſtlichen Kriegs
u zuwenden ſo wollen wir vor allem feſtſtellen, daß

wegen ner ſich dort ſeit mehr als drei Jahren bis heute
b bemüht haben, uns die Teile ihres Gebietes wiedertiagen. deren wir uns in den erſten zwei Monaten des

e durch entſchloſſene Offenſive bemächtigt haben. Frank
e England haben für dieſen Zweck nicht nur ihre genge

“Wolk-kraft eingeſetzt, ſondern in ausgedehnteſtem Maße
m die Völker aller Raſſen ihrer gewaltigen Kolonial
Fferangezogen, von den belgiſchen und portugieſiſchen Hilfs-

b an u ſchweigen. Die Franzoſen haben mit einer Hin
Fetampft, die wir trotz der urritterlichen e in der

z gegen uns ſich oft Luft macht, achten. Die Engländer
eeß nunmehr 138 Jahren ihr neugeſchaffenes Zwei-
n enheer gegen unſere Weſtfront eingeſetzt. Auch ſeine
o gen haben unſere Erwartungen übertroffen. Es iſt frei
Her nur im r worden, in dem ſeineh Jusſtattung mit guſem Kriegsmaterial manchen Mangel
leichen vermochte. Gleichwohl hat ſeine

ſo wenig wie die Tüchtigkeit der franzöſiſchen Armee
Dreicht, um den eiſernen Willen zu brechen oder auch nur
Nſchöttern, mit dem das deutſche Heer den von ihm im

erworbenen Beſitzſtand ſchützt. Alles, was ſie bisher in
e nunterbrochenen Anſtürmen mit ungeheueren Opfern im
en erreicht haben, ſind geringe Einbiegungen unſerer dor-
e verteidigungslinie ohne alle Bedeutung ihre vielfachen
Iche, dieſe zu du chbrechen, zu ſprengen, ſind bisher geſchei

Noch vor kurgem haben ſie das mehrere Mona'e lang mit
en Krafteinſatz verfolgte Ziel, uns aus Flandern, beſonders

er flandriſchen Küſte zu verd ärgen, als hoffnungslos auf
z müſſen. Um dieſen Mißerfolg zu verdecken, ſind ſie von

einer überraſchenden Offenſive in der Richtung auf Cam
bergeſprungen. Hierbei hatten ſie am erſten Tage einen
ertenswerten Erfolg. Aber ihn auszurutzen, reichten ihre
je nicht aus, vielmehr wird ihnen ſeit einer Tag für

und Schritt Schritt der erzielte Gewinn durch die
e Tatkraft unſerer b aven Truppen wieder entriſſen. Die
ngoſen aber ſehen ſich ſchon ſeit längerer Zeit durch die er
gen unerſetzbaren Verluſte, neue dings wohl auch infolge der

endung von Truppen nach Jtalien, zu einer weſentlich
ben Rolle verurteilt.
Unſere Macht aber hat nicht nur ausgereicht, um die ge

werten Triumphe im Weſten zu eizielen ſondern wir haben
z jenen Ueberſchuß an Kraft entwickelt, der es ermöglicht hat,
verein mit unſeren Bundesgenoſſen nacheinander Serbien,
nänien, ßland und Italien niederzuringen. Nachdem

für dieſe Zwecke erforderlich geweſenen Kräf'e des Vier-
des größtenteils frei geworden ſind, während unſere U-Boote
Lernichtungswerk auf dem Meere unter den verſchlafenen
en der engliſchen Flotte unentwegt fo tſetzen, braucht man
Op imiſt zu ſein, um auszuſprechen, daß der Weltkrieg für

re Feinde unwiderruflich verlorew iſt. Daran wird weder
reil mit ſeiner bunten Armee in Mazedonien, noch Wilſon
ſeinen großen Worten in Amerika etwas ändern.

Vir können aber dieſen kurzen Ueberblick über die gegen
rtige Kriegslage nicht abſchließen, ohne daran erinne n,
jetzt gerade ein Jahr vergangen iſt, ſeit Kaiſer Wilhelm

Firvernehmen mit ſeinen hohen Bundesgenoſſen die Feinde
gerhandlungen einbud, um dem Blutvergießen ein Ende zu
den. Blind gegen die Wahrheit und unfähig, ſich vorzu-
len, daß ein ſolches Ane bieten aus reinen, edlen Beweg-
ünden hervorgehen könne, haben ſie es ſchnöde zurückgewieſen.

e werden das heute im Stillen bereuen, zumal ſie ſich einer
juſchung darüber nicht hingeben können, daß ſie heute den
ſeden nur durch Gewährung g ößerer Garantkien, als damals
fordert ſein würden, erlangen können.

v. Blume, General d. Jnf. z. D.
Unverſchuldeter Jrrtum

Von Oberlandesgerichtsrat A. Freymuth
Nach allgemeinen en tritt eine Beſtrafung des
ters auch dann ein, wenn er ſich in unverſchuldetem Straf-
hts Irrtum befand. Jn dieſem Grundſatz lag jedoch nament
h auf dem Gebiet des Kriegswirtſchaftsrechts eine ſehr große
irte. Daher iſt in der Bundesratsbekanritmachung vom 18. Ja
ar 1917 der Einwand des unverſchuldeten ſtrafrechtlichen

(Nachdruck verboten.)

Familie P. C. Behm
Im Roman von Ottomar Enking.

Buchbinder Maack ſtrebte danach, P. C. Behm etwas
tes zu tun. „Jch mein', Z. C. wird unſer Präſident.
hat doch nu mal die Mühe gehabt mit den Statuten. Die

nd ja auch ganz gut geworden, bloß daß ſie nicht für uns
iſſen. Und den Namen hat er auch gefunden. Dafür hat

2 Er muß Präſident werden.“„Stimmt“, ſagte Jasperſen und ließ zwei Taler hart
einanderklappen. Hannes mit'n ſcharpen Blick ſah P. C.
ehm durchdringend an, ob er wohl wirklich die geeignete
erſönlichkeit für den hohen Poſten wäre, und Lude Ahm-
ter knurrte etwas Unverſtändliches, aber Widerſtand
gen die Wahl erhob ſich auch von dieſer Seite nicht. P. C.

Wie wohl ihm das
i. Er verbeugte ſich vor ſeinen Wählern und gab ſeiner
ührung Ausdruck: „Lieben Freunde! Jhr könnt es mir
chfühlen, wie mich dieſe Ehre und euer einſtimmiges Ver-

wuen ehrt. Ja, es iſt etwas Großes und Erhabenes, was
r wollen, zum Segen des Vaterlandes und unſerer ireuen
tadt Koggenſtedt. Und was an mir liegt, lieben Freunde,
s wißt ihr: ich bin immer auf dem Platze, und der Tag
ll mir nicht zu heiß und die Nacht nicht zu finſter ſein,

enn es gilt, für unſere große Sache zu kämpfen. Jch ahn'
e. ganz genau, daß wir es noch erleben werden, wie unfer
höoner Hafen voll liegt von Panzerſchiffen, und wenn wir
s erreicht haben, lieben Freunde, donn wollen wir ruhig
ſer müdes Haupt hinlegen und ſagen: ſieh', es iſt alles

So wollen wir denn nicht ablaſſen und für
ſer Koggenſtedt und die Koggenſtedtia ſorgen, und ich

anke euch nochmals, lieben Freunde, daß ihr mich ſür
Jch

oggenſtedt an der Oſtſee, ſie lebe hoch, und noch einmal
och und zum dritten Male: hoooch!“

Das war eine ſchöne Rede, und P. C. Behms Backen
glühten ordentlich, als er ſo ſprach. Die andern aber er-
hoben ſich und ſtimmten in das Hoch mit ein, am begeiſtert-
en Buchhinder Maack. Alle machten dabei eine Bewegung,
s ob ſie Gläſer in der Hand hielten, und Bäckermeiſter
gesperſen ſah unwillkürlich hin, weil ihm ſeine Hand ſo
keicht vorkam. „Bi ſo wat un nix to drinken“

er.
„Jſt nun ſonſt noch was zu beſprechen?“ fragte B. C

mub-

um jeine Koggenſtedtigbrüder. „Om, ja, der Brief

rrtums bei Zuwiderhan
rſchriften zugelaſſen worden. Bekanntmachung hat eine

beſonders große Bedeutung für die Fülle der Ueberſchreitung der
Höchſtpreiſe. Hier kommt namentlich die Bundesrats-Bekannt-
machung vom 23. Juli 1915 in Betracht. Sie bedrohte mit Geld
oder Gefängnisſtrafe denjenigen, der für Gegenſtände des täg
lichen Bedarfs Preiſe fordert, die „unter Berückſichtigung der ge-
ſamten Verhältniſſe, insbeſondere der Marktlage, einen über
mäßigen Gewirn enthalten.

Die Gerichteerfahrung zwingt, daß die Handhabung der neuen
Jrrtums-Verordnung, ſo erfreulich der Grundſatz der Berückſich-
tigung des unverſchuldeten Jrrtums iſt, recht erhebliche Schwie-
rigkeiten macht. Jn einer Entſcheidung vom 26. April 1917
Juriſtiſche Wochenſchrift Bd. 46 S. 774) ſpricht das Bayeriſche
berſte m ä dahin aus: Auf die Jrrtums- Verordnung

kann ſich nur derjenige Angeklagte berufen, der die Handlung
in der Annahme vorgenommen hat, daß ihr kein Verbot entgegenſtehe und bei dem vie e irrige Annahme nicht auf einem Ver-

ulden beruht. Der Beweis des Jrrtums und des Nichtver-
chuldens iſt durch die Beweisaufnahme zu erbringen. Wenn
auch nicht dem Angeklagten obliegt, dieſen Beweis zu erbringen,
ſie kann doch für die Regel die bloße Behauptung des Angeklagten,
in unverſchuldetem Rechtsirrtum gehandelt zu haben, nicht aus
reichen, um ihn vor der Beſtrafung zu ſichern. Wollte man der
bloßen Behauptung des Angeklagten, in unverſchuldetem Jrrtum
ehandelt zu haben, eine ausſchlaggebende Bedeutung beimeſſen,
o wäre wohl in den meiſten Fällen, auf die ſich die Verordnung
bezieht, eine Beſtrafung unmöglich, weil der von dem Angeklagten
n Vorgang nur höchſt ſelten formgerecht niedergelegt
werden könnte. Jm vorliegenden Falle hat der Angeklagte vor
Abſchluß des Verkaufs eine Erkundigung bei Sachverſtändigen der
Behörden nicht eingezogen; er hat das unterlaſſen, obwohl er
einige Zeit zuvor wegen Vornahme einer ebenſolchen Handlung
bereits verantwortlich vernommen worden war. Er führt an, daß
auch Behörden, bei denen er ſich allerdings erſt nachträglich er
kundigt habe, derſelben Anſicht geweſen ſeien. Eine nachträgliche
Erkundigung bei irgend einer Behörde kann aber den Angeklagten
micht ſchützen. Hierzu wäre der Nachweis erforderlich, daß der
Arigeklagte vor der Vornahme der Handlung die Auskunft einer
zuſtändigen Behörde oder eines zuſtändigen Beamten oder einer
der zahlreichen nichtamtlichen Auskunftsſtellen eingeholt und die
Auskunft erhalten hat, die Handlung ſei erlaubt. Und ſelbſt
eine ſolche Auskunft könnte ihn in dem Falle nicht ſchützen, wenn
er ſie als unrichtig erkannt hat oder ihm hier Vertrauen auf die
Richtigkeit als Verſchulden angerechnet werden kann.

Jn einem anderen Falle hatte ein Schuhwarenhändler Stiefelzu einem übermäßig hohen Preiſe verkauft. Er entſchuldigte ſich

mit Jrrtum. Er habe nicht geglaubt, daß Stiefel zu den Gegen
ſtänden „des täglichen Bedarfs im Sinne der Verordnung vom
23. Juli 1915 gehörten. Auch habe er hierüber die Auskunft des
Syndikus des Vereins der Schuhwarenhändler eingeholt; dieſer
habe ſeine Rechtsaguffaſſuag als richtig beſtätigt. Die Straf-
kammer hat ihn darauf freigeſprochen. Das Urteil erging im
September 1917. Es iſt aber ſehr fraglich, ob der Angeklagte
nicht hätte verurteilt werden müſſen. Man wird kaum ſagen
können, daß ſein Jrrtum im vorliegenden Falle entſchuldbar war,
und zwar aus folgendem Grunde. Die Rechtſprechung hat die
im Schrifttum beſtrittene i
namentlich auch gerade Schuhwaren, bereits im bejahenden Sinne
entſchieden. Man muß von einem Schuhwarenhändler ver-
langen, daß er die Rechtſprechung über ſein Sonderfach beachtet,
und darf auch annehmen, daß er ſie tatſächlich kennt. So hat
denn auch über die fragliche Freiſprechung die Gutachterkommiſſion
für Schuhwarenpreiſe, auch Zeitungsnachrichten, ſich folgender-
maßen geäußert: „Es iſt richtig, daß bis etwa Auguſt 1916
Schuhwaren nicht als Cegenſtände des täglichen Bedarfs in
Kreiſen des Herſtellers und des Händlers angeſehen wurden.
Man legte den Nachdruck bei der Auslegung des Begriffs „täg-
lichen Bedarfs“ auf das Wort „täglich“ und nahm an, daß nur
ſolche Gegenſtände hierunter fielen, die täglich erneut angeſchafft
wurden. Nachdem die Rechtſprechaung jedoch ſeit Sommer 1916
mißbilligt hat, iſt auch in den Kreiſen der Herſteller und Händler
allgemein bekannt geworden, daß Schuhe Gegenſtände des täg-
lichen Bedarfs ſind. Nach unſerer Auffaſſung konnte kein Schuh
händler, auch trotz etwa enigegenſtehender Belehrung des Syndi-
kus eines Vereins der Schuhwarenhändler vom September und
Oktober 1916 die Auffaſſung ſein. Schuhwaren ſeien nicht Gegen
ſtände des täglichen Bedarfs. Wir halten deshalb bei einer
Preisüberſchreitung, die im oder nach September 1916 vorge-
kommen iſt, einen entſchuldbaren Strafrechtsirrtum wegen Vor-
kommens des Begriffs „täglicher Bedarf“ nicht für vorliegend.“

erinnerte Hannes. „Was für 'n Brief?“ ſagte der Bäcker.
„Na der an den Kaiſer, damit Koggenſtedt Kriegshafen

wird.“ „Ach ſo, ja.“ „Ach wat“, meinte Jasperfſen,
„den ſchreibt P. C. einfach und lieſt ihn uns auf der
Generalverſammlung vor.“ So wurde es beſchloſſen und

auch die Wahlen für die einzelnen Ehrenämter ſtellte man
noch zurück. Man war eben müde vom langen Beraten.
Jetzt nahm Josperſen die Führung: „So, Kinnings, nu lat
uns dat hier mal hell maken (dabei ſchob er die Vorhänge
beiſeite), dat is ja dat reine Gräwnis, un denn vuſt de olen
Talglüchten ut, P. C., un nimm din Fru ehrn Unnſſchlag-
dock vun'n Diſch. Un denn Beer her. Bi'n Schapskopp
mut man Beer hebb'n. Sünſt ſünd de Korten ſo drög un
gaht nich ut'nanner.“

P. C. Behm war zu allem bereit.
von der Koggenſtedtia geworden, das
über ſein Mißgeſchick mit den Statuten. Er ſchloß die
Tür auf und rief hinaus: „Mamma!“ „Ja, mein
Pappa?“ ertönte es auss der Küche. „Laß uns fünf Glas
Bier bringen von Schulz. Wir ſind angeſtrengt. Wir
haben viel gearbeitet.“ „Strar, mein Pappa.“ Es
wurde ein gemütlicher Nochmittag. Schulz ſein Hausknecht
mußte noch oft Bier bringen, und

Er war ja Präſident
tröſtete ihn hinweg

ſie toaſteten auf die
Koggenſtedtia und den Präſidenten und den Kaiſer und den
Kriegshafen und die Frau Präſidentin und die Mitglieder
und was es ſonſt noch zum Hochlebenlaſſen gab.

Als ſie abends zu Bett gingen, Vater und Mutter
Behm, da ſagte er: „Ja, Mamma, ſie ſind ja noch nicht reif
für meine Jdeen, aber ein biſchen haben ſie doch ſchon be-
griffen. Es war feierlich beute.“ „Das ſoll es ſacht ge
weſen ſein.“ „Und ich bin Präſident.“ Dabei lächelte er
glücklich. „Du kannſt es auch am beſten, mein Papa.“
„Jch glanb' (und er legte ſich zufrieden zurecht), ich laß es
auf unſer Türſchild malen: Präſident der Koggenſtedtia.“

„Ja, ſo kommen gewiß die feinen Leute und kaufen bei
uns. Die letzte Woche hat es wieder nicht viel gegeben.“
„Laß man. Laß den Kaiſer erſt meinen Brief kriegen, und
wenn das denn bekannt wird: du ſollſt mal ſehen, wie das
hbilft. Dann müſſen wir bald einen größeren Laden haben.
Ob ich das Haus nebenan kauf', oder ob wir lieber in die
Breite Straße ziehen?“ „Das alte Umziehen. Jch bleib
viel lieber bier.“ „Ja. ich auch.“ „Nacht, klein Pappa,
ſchlaf' auch ſchön (ſie ſprach ſiön“).“ „Gute Nacht (und er
machte einen kleinen Spaß), Frau Präſidentin.“ Das
hohe Paar ſchlief ruhig ein. Gegründet war die Koggen-
ſtedtia.

Ein ßer grauer Vogel mit nengierig bervorſtehen-
den, unruhigen Augen flog auf von der Stelle am hohen

Uferrande, wo Paul und Anna ſich Liebes geſagt hatten, und

dlungen die kriegswirtſchaftlichen Oeffentliche Stadtverordne'enſttzung
Halle, t0. Degember 1917.

Vor Beginn der Tagung findet zunächſt unter dem Vorſitz
des Oberbürgermeiſters D.. Rive eine gemeinſchaftliche Sitzung
beider ſtädtiſcher Körperſchaften ſtatt die zum Provinzial-
landtage Abgeordnetenwahlen vorzunehmen haben. Gewählt
werden Oberbürgermeiſter Dr. Rive (48), Stadtbau at Jo ſt (48)
Stadtverordnetenvorſteher Juſtizrat Dr. Keil (47). Stadtv.
VorſteherStellv. Juſtizrat Dr. Föhring (47) und Geh.
Kommerzien at Dr. Emil Steckner (47 Stimmen). 4 Zettel
von 52 waren urbeſchrieben.

Nach der Wahlhandlung nimmt die Sitzung der Stadt
verordneten ihren Anfang. Der Vorſteher, Juſtizrat Dr.
Keil, teilt zunächſt mit, daß Stadtv. Komme zienrat Col berg
wegen ſeines ungünſtigen Geſundheit szuſtandes ſein Amt als
Stadtverordneter niederlegt und die Verſammlung bittet, ihn
ſeiner Verpflichtungen zu entbinden. Der Vorſteher dankt dem
Ausſcheidenden für ſeine treue Mitarbeit und wünſcht ihm
baldige Wiede geneſung.

Weiter teilt der Vorſteher die Eingabe des Kaufmanns
Schnabel mit, in der ſich dieſer über Nichtbelieferung mit
Fiſchen beſchwert. Stadtrat Pfautſch belerkt hierzu, daß da
Stadternäh ungsamt daran unſchuldig ſei, denn die Zu eilungwürde von Berlin aus bewirkt. Es ßandle ſich hier um Nicht

belieferung mit Flußfiſchen. Dieſe ſei aber auch für Herrn
Schnabel in die Wege geleitet worden. Damit iſt dieſe An
gelegenheit erledigt.

Dem Thea erausſchuß wird ſodann eine Eingabe des Deuht
ſchen Kartells der deutſchen und öſterreichiſchen Bühnen-
angeſtellten um Gewährung von Teuerungszulagen fü-
die Bühnenangeſtellten überwieſen

Der Antrag des Maziſtrats auf Einſetzung eines Aus
ſchuſſes, der die Wahlen zu den Deputationen und Aus
ſchüſſen vo bereitet, wird angenommen. Gewählt werden die
Stadtverordneten Blumentritt, Hos und Steckner

Die Kohlenverſorgung der Stadt Halle
iſt ſodann der Gegenſtand einer Anfrage des Stadtv. Balk«
und Genoſſen, die dahin geht, daß ein großer Teil der
Bürgerſchaft mit ganz geringen Kohlenvo räten ſich in großer
Sorge um die weitere Kohlenbelieferung befinde. Welche Maß-

nahmen gedenke der Magiſtrat zu treffen. um dieſe Sorge von
der Bürgerſchaft zu nehmen

Stad v. Balke beg ündete zunächſt die Notwendigkeit der
Anfrage mit dem tatſächlichen außerordentlichen Kohlenmangel
in Halle. Wir werden auf ſeine und die Ausführungen der
anderen Redner in der nächſten Nummer noch näher eingcehen.
Oberbü germeiſter Dr. Rive bemerkt, daß der Magiſtrat, ohne
daß er ſich vorher hat beſprechen können, nicht in der Lage ſei,
Erklärungen abzugeben. Stadtbaurat Joſt konnte leider nur
die Schilderung des Stadtv. Balke über die Wi kungen der
Kohlennot beſtätigen. Alle die Zuſicherungen über Kohlen
belieferung, wie ſie urſprünglich gemacht worden ſind, haben
wicht eingehalten werden können. Er konnte nur die Hoffnung

auf ei Beſſ g ausſpre e i häb niFrage, ob Kleidungsgegenſtände, auf eine Beſſerung ausſprechen, wenn die T ansportverhähb niſſe
wieder andere geworden ſind. An Kohlen ſelbſt iſt kein Mangel,
es fehlt nur an ausreichender Beförderungsmöglichkeit. Jeden-
falls iſt bis 20. Dezember an eine Aenderung der Sachlage nichi
zu denken. Jedenfalls we den die Haushaltungen zuerſt bedacht
werden, die am wenigſten Kohlen zuneteilt erhalten haben. Jn
Berlin ſind urd werden die ernſteſten Vorſtellungen erhoben
werden. An der Ausſprache über dieſen wichtigen Gegenand be
teilig en ſich noch Oberbürge meiſter Dr. Rive, ſowie die
Stadtvv. Hoffmann, Dr. Scheithauer, Gröbel, der
Vorſteher und Stoidtbaurat Joſt.

Wahl von Mitgliedern für die Einkommenſteuer-Veran-
lagungskommſſion. Von den Mitgliedern der hieſigen Veran-
lagurgs- Kommiſſion ſind vor Ablauf ihrer Wahlzeit ausge
ſchieden: Schloſſermeiſter Ardrä, Kaufmann Michel, Kaufmann
Ebermann, Rentner Haaſe, Ren ner König, die ſämtlich bis zum
31. März 1919 gewählt wa en. Die Königliche Regierung zu
Merſeburg hält eine Erſatzwahl für zweckmäßig, die von dem
Stad'verordneten vorgenommen wird. Berichterſtatter Stadtv.
Weſchke.

Wahl von Beiſitzern der Deputation für daz Arbeitsamt.
Das bisherige Deputationsmitglied Generaldirektor Hoff
mann Riebeckplatz 1 (Arbeitgeber) wird wiedergewhlt. Fü.
den verſtorbenen Kellner Karl Harrig (Arbeitnehmer) wird auf

ſchwebte unhörbaren Flügelſchlages nach Koggenſtedt. Da
wußten ſie dort alle, daß Doktor Körting und Anna Behm
allein zuſammen in Goldau geweſen waren. Und was da
paſſiert war, das wollten ſie ja wohl lieber gar nicht erſ
ſagen.

Minna von gerade ſchrägüber vor kam zu Frau
Bolette Behm in den Laden und kaufte für fünf Pfennig
Einfaßband, von dem gezackten. „Ja“, ſagte ſie, „nun
müſſen denn ja bald die Fahnen heraus.“ „Oh?“ fragte
Frau Behm, „ſo haben wir Hochzeit?“ „Das kann doch
nicht lange dauern. So 'n Doktor ſteht ſich gut, wenn er
auch noch jung iſt.“ „Ein Dokter? Von aus der Stadt?
Mit wem ſo?“ „Gott, Frau Behm, das nehmen Sie mir
nicht übel. Jch kauf' hier nun ſchon all die Jahre, die ich
bei meiner Herrſchaft bin. Vor mir brauchten Sie doch
nicht ſo zu tun.“ „Wie denn, gute Minna, wie denn?“

Frau Behm wurde ängſtlich, ſie fürchtete, daß wieder
eine Klatſchgeſchichte aufkam, in die ſie verwickelt war, wie
ſehr ſie ſich auch immer in acht nahm. „Aber Frau
Behm“, ontwortete Minna mißbilligend, „nun wird's ja
noch tager als Tag! Wenn Jhre Anna ſich verlobt, das
brauchen Sie wahrhaftig nicht heimlich zu halten. Weiß
ja doch jedwederein in Koggenſtedt.“

Die kleine Frau zitterte am ganzen Körper. Mies
glotzte zu Minna hbinauf. Frau Behm kam mit bittend er
hobenen Händen binter der Theke vor. „Nün ſagen Sie
mir bloß, ſüße Minnhd, was iſt das? Jch weiß ja von rein
rein gar nichts. Jch bin ſo ahnnungslos, als ich wär' ein
Kind.“ „So?“ meinte Minna lang gedebhnt, und ihr
wolles Geſicht rötetete ſich vor weiblicher Entrüſtung „Soo?
dann tun ſie es am Ende gar heimlich?“ „Was? Was,
Minna?“ „Na, daß ſie nach Goldau fahren und ſich
da Minna verſchluckte, was ſie ſagen wollte. Sie
war ein zu anſtändiges Mädchen, als daß ſie ſo etwas
weiter tragen konnte. Frau Behm flehte um Aufklärung:
„Meine Anna? Unſere Anna? Ach Gott, Minna!l Und
mit einem Dokter?“ Sie flog am ganzen Leibe. Mies
fauchte mit krummem Rücken.

„Ja“, entgegnete Minna verwundert, weil Frau
Behm wirklich gar nichts zu wiſſen ſchien. „Mit Dokter
Körting. Dem jungen Arzt. Dem Sanitätsrat ſeinen
Schweſterſohn.“ „Nach Goldanu? Am hellerlichten Tage?“
Das kam verzagt und verzweifelt heraus. Und Minna
war erbarmungslos ehrbar, als ſie ſagte: „Ja, ob ſie nachts
auch dageweſen ſind, das weiß ich nicht.“ Noch einen
Anlauf nahm die Mutter zur Rettung ihrer Tochter:
„Minng, das iſt alles nicht wahrl“ „Tſcha, ſie ſagen es
aber alle. Jch ſag ja nur, waz ich gehört hab'. Frau Schulvon nebenan weiß es ganz baſtimmt.“ „Fa nein

mußt ich das erleben!“. Fortſetzung folgt.)
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Vorſchlag des Berichterſtaters Stadty. Blumentritt Buch
rn Albert Nicode gewählt. Ferner ſtimmt die Ver

ung der Errichtung einer l für dasJugendſchutzhe im zu und wählt hierfür 4 Stadtverordnete
und 5 Bürger.

Erwerb von Parzellen des Böllberger Weges. Die Verſamm
lung ſtimmt zu, daß die Stadtgemeinde das Eigentum an den
Straßenparzellen Gemarkung Halle Kartenblatt 1 Nr. 1248/73
bis1250/78 von zuſammen 1,1063 Hektar von der Separations
intereſſenten Gemeinſchaft erwirbt. Die Parzellen bilden den
Böllberger Weg und ſeine Fortſetzung bis zur Wörmlitzer Ge
markungsgrengze. Die regelmäßige Verpflichtung der Stadt zur
Unterhaltung des Böllberger Weges umfaßt die Strecke von der
Torſtraße bis zur Mitte des Dorfes Böllberg, während den Reſt
teil die Gemeinde Böllherg zu unterhalten hat. Auf 34 ſeiner
Länge wird der Böllbe eg vollſtändig von der Gemarkung
Halle umſchloſſen und auf dem letzten Viertel begleitet die Ge
markungsgrenze ſeine Oſtſeite. Es iſt daher durchaus notwendig
daß die Stadtgemeinde das Eigen'um an dem ganzen Wege er
wirbt. Jhre Gegenkeiſtung iſt die in derartigen Fällen übliche.
Die Königliche Generalkommiſſion hat die Uebereignung bereits
genehmigt. Die zur Deckung des Kaufpreifes erforderlichen
Mittel S 4730,50 M. ſollen der Anleihe von 1910 („Für
Straßenregulierungen“) entnommen werden. Berichterſtatter
Stadtv. Dr. Scheithauer.

Verpachtung einer Gaſtwirtſchaft. Der iſtrat hat die
Verpachtung der ſtädtiſchen Gaſtwirtſchaft auf Peißnitz an
den Gaſtwirt Hermann Schröter hier für die Zeit vom 1. April
1918 bis 31. März 1921 zum Pachtp eiſe von 6000 M. je Jahr
beſchloſſen. Die StadtverordnetenVerſammlung ſtimmt zu.
Auf die öffentliche Ausſchreibung der Verpachtung hat ſich außer
dem jetzigen Pächter Schröter nur ein ernſtlicher Bewerber ge
meldet. Die beiden gleichlautenden Angebote von 6000 M. für
die Kriegszeit und 9000 für die Friedenszeit hatten eine ſechs-
jährige Pach dauer zur Vorausſetzung. Jn Rückſicht darauf, daß
ſich die Entwicklung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe zur Zeit
nicht überblicken läßt, und die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen iſt,
daß einige Zeit nach Eintritt friedlicher Verhältniſſe günſtigere
Angebote als 9000 M. für das Jahr zu erzielen ſind, wird der
Pachtvertrag jetzt nur auf 83 Jahre abgeſchloſſen. Der jetzige
Pächter bietet für dieſen Fall einen Jahrespachtzins von 6000 M.,
der unter Berückſichigung der ſchwierigen Verhältniſſe, unter
denen das Gaſtwirtsgewerbe zur Zeit und zweifellos auch noch
längere Zeit nach einem etwaigen Friedensſchluß zu leiden hat,
r weſen erſcheint. Berichterſtatter Stad'v. Blumen-
ritt.

Herſtellung eines Pflaſterweges im Viehhof. Jnfolge Sper-
rung der Straße hinter dem Viehhofe macht ſich die Herſtellung
sines Pflaſterweges innerhalb des Viehhof-Grundſtücks nö'ig.
Der Weg ſoll als Zufahrt zu den Speichern im Viehhofe dienen.
Er iſt unmittelbar an der Grundſtücksgrenze entlang geplant,
damit über das verbleibende Gelände jederzeit ve fügt werden
kann, und ſoll in die Viehhofſtraße münden. Die entſtehenden
Koſten betragen nach dem Koſtenanſchlage des Tiefbauamtes
3575 M. Eine Verſchiebung der Angelegenheit bis nach Be
endigung des Krieges iſt nicht möglich, da zur Benutzung der
Speicher die alsbaldige Schaffung einer gepflaſterten Zufah ts
ſtraße dringend notwendig iſt. Der Magiſtrat hat deshalb die
ſofortige Ausführung beſchloſſen. Die Verſammlurg genehmigt

die ſofortige Herſtellung des Pflafterweges inne halb des Vieh
hofes nach dem Koſtenanſchlag des Tiefbauamtes und bewilligt
3575 M. Koſten zu Laſten des Erneuerungsfonds des Viehhofes.

Berich'erſtatter Stadtv. Richter und Gradehand.
Nachbewilligung für die Schloſſerſtraßenſchule. Bei Aus

ſchreibung der Malerabeiten für den Neubau der Schloſſerſtraßen
ſchule hat ſich ergeben, daß infolge der durch den Krieg bedingten
erhöhten Bauſtoffpreiſe und Tagelöhne eine Mehrausgabe von rund
1000 Mk. gegen den Koſtenanſchlag entſteht. Die Verſammlungbewillitge Pe 1000 Mk. aus dem Schulhausfonds. Beticht-
erſtatter Stadtvv. Emmer und Gradehand.

Geſuch um Nachbewilligung für Zimmerarbeiten. Das Geſuch
der Firma Henze K& Richter um Erſtattung von 1573,75 Mk. ge
habten Verluſt bei Ausführung von Zimmerarbeiten für die abge-
brannte Scheune in Gimritz wird abgelehnt, da das Hochbauantt
an dieſem Verluſt ganz unſchuldig ſei. Berichterſtatter Stodtv.
Günter.

Mittelbewilligung für eine Beſohlanſtalt. Ueber die Vorlage
des Magiſtrats haben wir bereits berichtet. Die Verſammlung
ſtimmt dem Antrage des Magiſtrats zu, daß der Altkleider-Ver-
wertungsſtelle zur Einrichtung und zum Betriebe der Beſohlanſtalt
ein Kredit bis zu 6000 Mk. aus dem Kriegsfonds eröffnet wird.
Berichterſtatter Stadtv. Weſchke befürwortet die Annahme dieſer
Vorlage, während Stadtv. Em mer mancherlei Bedenken kier-
gegen hat. Wenn Erſatzmittel vorhanden wären, ſo müßten ſie
den hierauf eingeſtellten Schuhmachern zugewieſen werden Stadtv.
Geheimrat Finger verweiſt dorauf, daß ſich die Schuhmacher-
Jnnung damit einverſtanden erklärt hat. Sie werde alſo nicht
darunter leiden. Stadtv. Kühme bemerkt, daß dem Schuhmacher
alles fehle, was ihm zur Ausführung der ihm übertragenen Ar-
beiten notwendig iſt. Die Altbekleidungsſtelle wird den Schuh
machern wenig Konkurrenz machen, denn auch ſie wird wenig
Erſatzſtoffe bekommen; ſie wird ſich darauf beſchränken müſſen, das
zu verarbeiten, was ſie erhält aus altem Schuhwerk. Stadtv.
Oſterburg erklärt ſich für die Annahme der Vorlage, die denn
auch eine überwältigende Mehrheit findet.

Genehmigung von Hanushaltsplänen. Die Verſammlung
genehmigt die Haushaltspläne der Stiftung „Adelheidsruh“
für 1918 Berichterſtatter Stadtv. Hos), der Brumhard-
Stiftung Berichterſtatter Stadtv. Danie)), der Ehrlich-
ſchen Stiftung Berichterſtatter Stadtv. Daniel) und der
Paul-Riebeck- Stiftung Berichterſtatter Stadtv. Ho e).

Tarif für Hoſpitalkaufſtellen. Der Magiſtrat hat in Ueberein-
ſtimmung mit dem Hoſpitalvorſtande beſchloſſen, den Tarif über
Erhebung von Einkaufsgeld für Hoſpitalkaufſtelloen auf ein
weiteres Jahr feſtzuſetzen. Die Stadtverordneten geben ihre Zu
ſtimmung. Berichterſtatter Stabtv. Daniel.)

Bewilligung eines Zuſchuſſes zur Kriegsfürſorge. Die Ver-
ſammlung bewilligt der Witwe des ſeit 12 November 1914 ver-
mißten und nun für tot erklärten Straßenbahnſchaffners Karl
Priedöhl für ihr Kind bis zum vollendeten 15. Lebensjahre einen
Zuſchuß zur Kriegshinterblicbenenfürſorgs von 75 Mk. jährlich,
ahlbar vom 12. November 1914 ab. Berichterſtatter Stadtv.
Kühme.

Verſtärkung von Mitteln für das Waſſerwerk. Jm Haushalis
plan der Waſſerwerke für 1917 ſind im Kapital IV 2 der Ausgabe
für Feuerungsaufwand 62 000 Mk. vorgeſehen. Dieſer Summe
liegt ein Preis von 38 Pfg. für ein Hektoliter Braunkoßle zu
grunde. Jm Laufe des Jahres iſt jedoch der Preis für Braun
kohle einſchließlich der Kohlenſteuer und für die Anfuhr der Kohle
und Abfuhr der Aſche von den Pumpwerken in nicht vorherzu-
ſehender Weiſe weit über den angenommenen Betraga hinaus bis
auf 69 Pfg. geſtiegen. Hierzu kommt ein höherer Verbrauch von
Kohle infolge der eingetretenen Verminderung ihrer Güte. Die
verfügbaren Geldmittel ſind nahezu aufg braucht. für das lau
fende Haushatlungsjahr werden noch etwa 55 500 Mk. erforderlich.
Die Verſammlung ſtimmt der Verſtärkung des Poſtens 2 des
Kavpitels IV der Ausgabe für Feuerungsauſwand von 62 000 Mk.
auf 117 500 Mk. aus den Ueberſchüſſen des Waſſerwerks zu.
Berichterſtatter Stadiv. Dr. Scheithauer.

Erhöhung der Waſſergebühr. m
durch den verurſachte Steigerung der Rohſtoffpreiſeund We r während der erſten Kricgejahre b i den

Waſferwerken nur n mäßigem Umfange bemerkbar; im laufenden
Jahre ſt jeboch beſonders infolge Einführung der Kohlenſteuer,
infolge der Güte der Kohlen bei gleichgettig erhöhten

Arfuhr und der Aſcheabfuhr, ſowie der wiederholt erhöhten
Löhne eine folche Steigerung der Förderkoſten eingetreten, da
ein Ausgleich durch Erhöhung der Verkaufspreiſe unumgänglichiſt. Nach dem Voranſchlag für 1918 erhöhten ſich gegenüber dem

Jahre 1918 die Arbeitslöhne von 44 258,29 Mk. auf 72 000 Mk.,
d. h. um 27 741,71 Mk. oder 63 Proz., der Feuerungsaufwand von
48 321,21 Mk. auf 189 500 Mk., d. h. um 91 178,79 Mk. oder 189
Prozent, das Betriebsmaterial von 6210 Mk. auf 20 000 Mk., d. h.
um 13 790 Mk. oder 222 Proz. Für Verpachtung des Geländes in
der Beeſener Aue konnten zwar die Einnahmen etwas erhöht
werden, jedoch werden die Betriebskoſten des Waſſerwerks im
Jahre 1918 gegenüber dem letzten Friedensjahr vorausſichtlich
rd. 110 000 Mk. oder gar mehr betragen. Bei einer Jahresmenge
des nutzbar abgegebenen Waffers von rd. 5 Millionen Kubikmeter,
beträgt die Verteuerung rd. 2 Pfg für ein Kubikmeter. Jn Frage
könnte kommen, wegen der erheblichen Geldaufwendungen, die zur
Sicherung des Waſſerwerksbetriebes für Bauten und Landerwerb
ungen nötig wurden und für die nächſte Zeit noch erforderlich
werden, gleich eine größere Erhöhung vorzunehmen, zumal über
den Reſervefonds des Waſſerwerks bereits verfügt iſt; es empfiehlt
ſich aber, hiervon Abſtand zu nohmen, weil dieſe Aufwendungen
den Haushaltsplan für 1918 noch nicht ſehr beeinfluſſen. Gemäß
der Ordnung betreffend die Erhebirng von Gebühren für Benutz
ung der ſtädtiſchen Waſſerleitung vom 17. Mai 1897 wird eine
Gebühr von 16 Pfg. für das Kubpkmeter Waſſer erhoben. Jn
Uebereinſtimmung mit dem Antrage des Magiſtrats beſchließt die
Verſammlung eine Erhöhhung dieſer Gebühr um 2 Pfg. mit
Wirkung vom 1. April 1918 an. Die Durchführung dieſer Aende-
rung iſt von der Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde abhängig.
Berichterſtatter Dr Scheithauer.

Hierauf nichtöffentliche Sitzung.

Provinz Sachſen und Umgebung
Aus Landes- und Skadfparlamenken

Verbandskagungen Wahlen
h. Laucha, 10. Dez. (Zu Stadtverordneten) wurden

einſtimmig gewählt von der erſten Abteilung Dr. med. Rühl-
mann und Prokuriſt Max Trümmler, von der zweiten Ab
teilung Stadtgutsbeſitzer Otto Reinboth. Jn der letzten
Stadtverordneten Sitzung widmete Vorſteher ll
mann dem verſtorbenen Mitgliede Rauſchenbach einen ehrenden
Nachruf. Dann fand die Einführung und Veveidigung des
Kaufmanns Paul Fügner als Magiſtratsmitglied ſtatt. Den
Landkraftwerken Kulkewitz wurde gegen eine jähr-
liche Anerkenrungsgebühr von 10 M. die Erlaubnis erteilt, eine
Kraftleitung vom Golzener Bahnhof nach der Krawinkeler Pump-
ſtation durch Lauchaer Flur zu legen und dem Wiener Hilfs
kömitee (Unterſtützung von Reichsdeutſchen in Oeſterreich) wur
den 10 M. bewilligt. Ferner wurden als Weihnachts
gaben bewilligt für jeden der etwa 380 Kriegsteilnehmer 4 M.
und für jede der 140 Kriegerfamilien 5 Ztr. Briketts, was eine
Geſamtſumme von 3000 M. erfordert.

Leipzig, 10. Dez. (Eine weſentliche Aufbeſſe-
rung) finden die Leipziger Bürgermeiſter und
Stadtratsgehälter durch eine Ratsvorlage, der dieStadtverordneten bereits zugeſtimmt haben. Danach find vom
1. Januar 1918 ab die G. hälter in folgender Weiſe feſtgeſetzt: Ober
bürgermeiſter 30 000 M., zweiter a 20 000 M., dritter
Bürgermeiſter 14 000 bzw. 15 000 M., 1., 2. und 3. Stadtrat
12 500 bis 13 500 M., die übrigen Stadträte 9000 bis 15 500 M.,
Stadtbauräte 12 500 bis 15 500 M.

Diebſtähle und andere Skrafkaken
x. Wansleben, 10. Dez. (Feſtgewommen) wurden hier

zwei F auen aus Halle, die aus zwei Gehöften 20 Kaninchen
geſtohlen hatten.

Leipzig, 10. Dez. (Bubenhände) haben im König-
AlbertPark in Leipzig ſich an dem Schäferbrunnen ver-
griffen. Das untere Ende der Flöte an dieſem Denkmal iſt
zerſchlagen worden.

[llrm wç T

Verſchiedene Vachrichken

c. Lebendorf, 10. Dez. (Die Samlungzur Anſchaff-
ung von Weihnachtspaketen für unſer e Krieger,)
die unter den Mitgliedern des Vaterländiſchen Frauenvereiuns
veranſtaltet wurde, ergab den Betrag von 127 Mark.

h. Laucha (U.), 10. Dez. (Jubiläum.) Poſtſekretär
Schierz kann auf eine 40jährige Amtstätigkeit zurückblicken.
Als Poſtvorſteher befindet er ſich ſeit 25 Jahren hier.

Schmalkalden, 10. Dez. (Däniſcher Glückwunſch
zur Einweihung der Gedächtnishalle desSchmalkaldiſchen Bundes.) Zu der Einweihung der
Gedächtnishalle traf beim Bürgermeiſter ein Telegramm des
däniſchen Geſandten Grafen Moltke ein, in dem es
heißt: „Die hohe geiſtige Bedeutung der Feier erweckt im
däniſchen Volke, deſſen König Chriſtian III. dem Schmalkaldiſchen
Bunde angehörte, ſympathiſchen Widerhall. Unſere gemeinſame
Tradition bildet eins der vielerlei geiſtigen Bande, die die beiden
Nachbarſtaaten miteinander verknüpfen. Jch geſtatte mir gleich-
zeitig, der Stadt Schmalkalden, auf deren hiſtoriſchen Boden
ſich Jhre ſchöne Feier abſpielt, die beſten Wünſche der däniſchen
Regierung für ferneres Blühen und Gedeihen darzubringen.
Graf Moltke, kgl. däniſcher Geſandter.“

9 eſtattgefunden, bei denen eine h

ſchwerſten treffen. Es iſt heute wohl kein Gehen

rot denen
ekommen a

259 an einzu Preiſen, en TeSe aneieoffener, für alle Beteiligten überſehbarer Mert er und
iſt, auf. welchem Lug und Trug immer wieder entſchereenen
verbannt werden. Solange der ehrliche freie Handel er
Feind des Schleichbandels, nicht wiederhergeſtellt ſſt, r. gröf
auf eine wirkliche Beſſerung nicht zu rechnen ſein ird eng

In dieſer Richtung bewegte ſich denn auvative Antrag, welcher die Einführung d a ſer
für einen Teil der Lebensmittel fordert. Der 9 Handel
Hammer, der den Antrag beweiskräftig begründeten
bei entſchiedenen Angriffen entgegen, trat
von zwei namhaften Perſönlichkeiten ausgegangen wa
Rathenau, der Präſident der Allgemeinen Elektrizi
(AEG), ſprach dem gewerblichen Mittelſtand jede
tigung ab und befürwortete die kommuniſtiſche Ge

en Ko e e r an derſchen Konſumvereine un r nterſtagtsſckretärernährungsamt warf dem Mittelſtand Rnberten S
fälligkeit vor Mit Recht fragt demgegenüber der Abg
Hammer, ob dieſe Rückſtändigkeit etwa in der großen
weitverzweigten kredit genoſſenſchaftlichen und an n a
fahrtseinrichtungen beſtehe. Wenn ein Stand ſeine Er
a War v e es der gewerbliche ding
and, der freilich gera u e Kriegsmaßnahmſten betroffen wurde. nahmen am ſchua

Börſen- und Handelsteif

aven: Voltetätegeſelſge
Ex ſtengher h

meinwirtſ

Deviſenkurſe
Berlin, 10. Dezbr. Die telegraphiſchen Ausſich heute für zahlmgen nelle

Geld BriefSollan d. 2591Dänemark e 198 Ichweden e 2743, iorwegen J v d e 199*, 2001Schweiz 142Oeſterreich- Ungarn 44,20 6430
Bulgarien 990 Sdiſ,Konſtantinopel 20.10 202für ein türkiſches Pfund

v. e J 134, 13
Börſenſtimmungsbild

Berlin, 10. Dez. Zu Beginn der neuen Woche ſetzte der
Verkauf ſehr ruhig ein, und die Stimmung war als luſtlos u
abwartend zu bezeichnen. Auf das amtliche Dementi der
ruſſiſchen Zahlungseinſtellung griff anfangs für ruſſiſche Vant
aktien, Reiten und Eiſenbahnprioritäten eine Grholung Pla
die nicht von Dauer war, da ein neues Verkaufsmaterial, qm
ſcheinend aus den Kreiſen des Publikums, an den Markt
Schiffahrtswerte unterlagen überwiegend mäßigen Rückgängen
Das gleiche gilt von Montan und Rüſtungswerten, doch waren
die Kursveränderungen nicht beträchtlich mit Ausnahme don
Rheinmetall, die auf das Dementi der Verwaltung über eine an
gebliche Kapitalsverbeſſerung ſtärker nachgaben. Etwas ſtärker
lagen Deutſche Waffen. Stärkere Rückgänge wurden von Schiff
fahrtsaktien verzeichnet. Petroleumwerte waren überwiegend
etwas erholt. Auch am Rentenmarkt beſtand luſtloſe Stimmung
Hier bröckelten heimiſche und öſterreichiſchungariſche Renten
leicht ab. Jm weiteren Verlauf war das Geſchäft bei geringen
Veränderungen äußerſt gering.

Produktenbericht.
10. Dez. Ueber den Berliner Verkehr iſt nicht

berichten. Die Kaufluſt für Rüben, beſonders
Runkelrüben, iſt andauernd ſtark, das Angebot aber infolge der
Schließung von weiteren Kreiſen ſehr gering. Jn der Lage de
Rauhfuttergeſchäfts hat ſich nichts verändert. Auch die
Kommunen können nur mit großen Schwievigkeiten Ware er-
bangen. Der Begehr für Erſatzmittel iſt daher ſehr rege, nameri
lich Heidekraut bleibt ſtark gefragt. Alle landwirtſchaftüchen
Sämereien ſind dringend geſucht. Die Landwirte ſcheinen
ſich aber mit dem Fertigmachen der einzelnen Sorten nicht ſehr
beeilen zu wollen.

Dem freien Handel eine Gaſſe!
Mit einem langſamen Abbau des Syſtems der Zwangs-

wirtſchaft ſcheint man noch immer nicht, trotz der bisherigen
Erfahrungen des Krieges, beginnen zu wollen. Der Staats
ſekretär des Kriegsernährungsamtes, Herr von Waldow, ſteht
bekanntlich auf dem Standpunkt, daß an den Grundiätzen der
öffentlichen Bewirtſchaftung ſolange feſtgehalten werden müſſe,
als unſere Abſperrung vom Weltmarkt anhält, da andernfalls
die Verſorgung der minderbemittelten Bevölkerung in aus-
reichendem Maße ausgeſchloſſen wäre. Warum die Abſperrung
vom Weltmarkt die öffentliche Bewirtſchaftung in dem herrſchen
den Umfange bedingen ſoll, iſt nicht zu erſehen; aber das glauben
wir doch ausſprechen zu können, daß gerade die öffentliche Be
wirtſchaftung die Zuſtände herbeigeführt hat, die Herr von Wal-
dow ahgewendet ſehen möchte. Der Staatsſekretär des Kriegs
ernährungsamtes prägte in ſeiner letzten, im Abgeordnetenhauſe
gehaltenen Rede einen Satz, der es verdient, in der weiteſten
Oeffentlichkeit bekannt zu werden: „Daß die zentrale Be
wirtſchaftung und Verteilung der Lebens-
mittel preisverteuernd wirkt und das Verderben der
Vorräte vermehrt, iſt nicht zu leugnen.“ Jn Konſu-
mentenkreiſen und von der Regierung wurde nun von dem gegen
wärtigen Wirtſchaftsſyſtem aber gerade erwartet, daß es Lebens-
mittel zu billigeren Preiſen heran ſchaffen würde, als es dem
freien Handel möglich iſt, und daß die Aufbewahrung der Vor-
räte eine ſorgſamere ſein würde, als in Friedenszeiten. In der
Tat ſtellen dieſe beiden Forderungen: ausreichender Schutz der
Vorräte vor dem Verderben und erſchwingliche Preiſe, die Kar
dinalbedingungen eines vernünftigen Wirtſchaftsſhſtems dar.
Nun aber wird von komvetenteſter Seite die doch wohl der
Staatsſekretär des Kriegsernährungsamtes darſtellt öffentlich
erklärt, daß die zwangsläufige Wirtſchaftsweiſe preisverteuernd
wirkt und das Verderben der Vorräte begünſtigt. Wir meinen,
daß ein ſprechenderes Urteil über das gegenwärtige Wirtſchafts
leben nicht wohl gefällt werden könnte.

Herr von Waldow führte r in ſeiner Programmrede.
zutreffend gus, daß die Vorausſetzung für die Sicherſtellung
unſerer Volksernährung auch beim e in die Friedens
wirtſchaft die Vermehrung der Nahrungemittel ſei; hat nun aber

Letzte Telegramme
Keine parlamentariſchen Ueberwachungsausſchüſſe

in Jtalien
Bern, 10. Dez. Lyoner Blätter melden aus Rom, daß

„Giornale d'Jtalia“ zufolge die Regierung die Einſetzung
parlamentariſcher Ueberwachungsausſchüſſe nicht ge
nehmigt, jedoch Willens iſt, die Kammer ſo oft al
möglich, ſei es in offener, ſei es in geheimer Sitzung, ein
zuberufen.

Türkiſcher Heeresbericht
Konſtantinopel, 10. Dez. Amtlicher Tagesbericht von

9. Dezember.
Sinaifront: Feindliche Vorſtöße ſüdlich Vethlehen

wurden leicht abgewieſen. Weſtlich Jeruſalem haben ſich nene
Kämpfe entwickelt.

Sonſt keine beſonderen Ereigniſſe.

Jm italieniſchen Heeresbericht
vom 10. Dezember heißt es u. a.: Geſtern früh gelang
Gegner durch überraſchenden Maſſenangriff öſtlich von Ca.
Sile einige von uns gehaltene Bewachungeg äben auf
linken Piaveufer zu erreichen, deren er ſich bemächtigte.
den erſten Stunden der letzten Nacht habew wir die Stellun
vollſtändig wieder genommen, wobei wir ihre Beſatzung in
Flucht jagten und 85 Gefangene machten. Die übrige Fro
entlang der öhnliche Geſchützkampf. Unſere Batterien
men an verſchiedenen Stellen feindliche Anſammlungen urd
wachungen unter Feuer. Eine Ba'terie der königlichen Vor
richtete ihr Feuer auf eine vom Feinde zwiſchen Vianello un
Sacca geſchlagene Brücke und zerſtörte ſie. J

-x„x|r- zVerantwortlich:
für den politiſchen Teil: Dr. Hans Simon; für Oertliches, La
wirtſchaftliches, Gerichtsſaal und Sport: Heinrich Mieſchner; n
Proving, Börſen- und Handelsteil: Georg Fernandes; für
übrigen Teil: Dr. Hand Simon für den Anzeigentei
Kreibohm, ſämtlich in Halle.
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